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I Bericht von Würzburg

Die AG in Würzburg (09.05.02) hat sich entschlossen, die Arbeit aufzunehmen und bis zum  Bundeskongress JEF-Standpunkte über die Fragen der EU-Erweiterung auszuarbeiten. 

Themen: 


Die Teilnehmer der AG-Sitzung haben die folgenden Themen aufgeworfen, die mehr oder weniger in drei Gruppen zu ordnen sind. 


Außenpolitische Themen: 

· Die EU und ihre Nachbarstaaten 
· Beziehungen zw. EU-Rußland -Frage Kaliningrad 
· Was kommt nach der ersten Erweiterungsrunde? 
· Balkan 
· Europäische Länder, die nicht Beitrittskandidaten sind 
· NATO-Erweiterung 
Wirtschaftliche Themen:

· Privatisierung und Marktliberalisierung in Mittel- und Osteuropa 
· Die Einführung des EURO 
· Europäische Agrarpolitik in MOE 
· Europäische Strukturpolitik  in MOE 
· Umweltpolitik in MOE: Standards für die neuen Mitglieder, Umweltschutz 
Politische Themen:


· Nationalstaat, Nationsbildung in MOE 
· Nationale und europäische Identität 
· Rolle der ethnischen Minderheiten im Integrationsprozess 
· Vorbereitung der Öffentlichkeit(en) auf die Erweiterung 
· Eingliederung der neuen Mitglieder in das politische System der EU (Stimmverteilung usw.) 
· Angst vor Souveränitätsverlust und vor einer europäischen Verfassung.
Es sind viele Ängste auf der beiden Seiten in Zusammenhang mit der Erweiterung und der oben erwähnten Themen, deshalb sollte es auch ein Ziel sein, diese Ängste zu thematisieren, sie beseitigen oder mögliche Lösungen für die Ursachen finden. 

Da es weitere AGs gibt, die sich mit anknüpfenden Themen beschäftigen, ist eine Zusammenarbeit und Koordinierung mit ihnen angesagt. 

Zeitplan: 


Die AG soll für den Bundesausschuss-Sitzung in Köln im August die erste Ergebnisse präsentieren dort auch ihre Sitzung halten, und die weitere Arbeit besprechen. 

Der endgültige Fassung sollte im Oktober in Lübeck (Bundeskongress) angenommen werden. 

Die meistern der AG-Mitglieder in/um Berlin sitzen, ist mehrere Treffen vorausgesehen, wo die Arbeit konkretisiert, eingeteilt und verteilt wird. Mit den anderen Teilnehmer ist dir Arbeit durch die Mailingsliste organisiert: moe@jeb-bb.de und moe@jef.de.

II Einführung

Die AG hat bis jetzt an folgenden Themen gearbeitet: Öffentlichkeit und EU- Osterweiterung, Die Vorbereitung der  Bevölkerung auf die EU-Erweiterung, Angst vor Souveränitätsverlust und vor einer europäischen Verfassung Europäische, Agrarpolitik in den MOE, Was folgt auf die anstehende Erweiterung der Europäischen Union?

Hier sind die erste Entwürfe der AG.

III Arbeitspapiere 

3.1. 

Thomas Heißmeyer

Öffentlichkeit und EU- Osterweiterung

Am 23. Juli brachte die Süddeutsche Zeitung eine Reportage über die scheidenden Abgeordneten der CDU- Bundestagsfraktion. Abgesehen davon, daß diese Reportage gut geschrieben ist, hätte sie keiner weiteren Aufmerksamkeit bedurft, wäre da nicht die Aussage von Karl Lamers gewesen: " Ich habe gelernt, daß Politik über die Medien geschieht. Wenn die Zeitung nichts schreibt, Radio und Fernsehen nichts berichten, dann findet eine Meinungsbildung in der Fraktion nicht statt." Wie verhält es sich dann wohl mit der EU- Osterweiterung? Welche Funktion übernimmt die Öffentlichkeit in diesem Zusammenhang, und welche praktischen Konsequenzen lassen sich daraus ziehen?

Öffentlichkeit wird in der Wissenschaft häufig als Prozeß begriffen, welcher einen diskursiv geprüften Konsens zum Ziel hat. In einer Demokratie ist grundsätzlich jeder dazu berechtigt, an dieser Öffentlichkeit teilzunehmen. Öffentlichkeit ist sowohl Ausdruck von Meinungen als auch meinungsbildent. Schon bestehende Meinungen können entweder bestärkt, oder aber entkräftet werden, je nach Lage der Argumente. Medien jeglicher Art übernehmen in diesem Prozeß die Funktion von Transporteuren, die diese Meinung publizieren, also veröffentlichen und somit auch verbreiten. Konkurrenz der verschiedenen veröffentlichten Meinungen führt im Idealfall zu einem ausgewogenen, diskursiv geprüften Konsens, der im demokratischen Sinne von der Mehrheit akzeptiert wird. 

Medien spielen dementsprechend auch eine Hauptrolle, wenn es um die EU- Osterweiterung geht. Allerdings steht hier die Praxis in klarem Widerspruch zur oben konturierten Theorie. Das Öffentlichkeitsdefizit, eigentlich schon ein Allgemeinplatz in der Debatte um EU- Reformen, wird im Zusammenhang mit der Osterweiterung leider besonders deutlich: In Expertenkreisen wird die Erweiterung der EU sehr kontrovers diskutiert. In verschiedenen elitären Teilöffentlichkeiten auf europäischer Ebene findet bereits das statt, woran im Idealfall alle, d. h. sowohl die Menschen der EU- Mitgliedsstaaten als auch diejenigen der Bewerberländer beteiligt sein sollten – am Dialog zwischen den verschiedenen Kulturen.

Die jeweilige nationalstaatliche Berichterstattung zur EU- Osterweiterung ist von dieser Diskussion leider weit entfernt, ganz zu schweigen von den regionalen Medien. Das gilt im Übrigen für alle Beteiligten Länder. Neben den auf supranationaler Ebene getroffenen Entscheidungen gelangen höchstens Diskussionsfetzen in die mediale Berichterstattung, was zwangsläufig zu diffusen Vorstellungen, und in letzter Konsequenz zur Ablehnung der gesamten Osterweiterung bei den Menschen aller beteiligten Länder führt. Ängste und Hoffnungen werden gleichermaßen geschürt. Dadurch degeneriert die EU- Osterweiterung zu einer reinen Glaubensangelegenheit. Keiner weiß eigentlich, wie die EU nach dem Beitritt mit so vielen Kandidaten funktionieren soll. Auch weiß keiner der Beitrittskandidaten, was sie eigentlich erwartet, wofür sie also diese ganzen Strapazen auf sich genommen haben. 

Wahlen in West- als auch in Mittelosteuropa brachten eine europafeindliche Tendenz deutlich ans Licht. Das Vakuum, welches mangels Kommunikation entstanden ist, wird erfolgreich von Populisten jeglicher politischer Couleur genutzt, um die Menschen emotional auf ihre Seite zu ziehen. Als Mittel zum Zweck der Machtgewinnung wird die EU- Osterweiterung mißbraucht, ohne daß die Verantwortlichen energisch genug darauf reagieren. Im Gegenteil, anstelle auf Integration zu setzen, scheint es oft so, als ob die Strategie der Konfrontation die tagespolitischen Geschäfte der verschiedenen Verhandlungspartner diktieren würde. Ist es nur eine Reaktion auf die nach außen hin abgeschlossene elitäre Teilöffentlichkeit der europäischen Ebene, oder entspricht dieser Eindruck den Tatsachen? Eine interessante Frage, der es nachzugehen lohnt. Sicher, aber im Endeffekt bleibt das Resultat einer unsicheren Öffentlichkeit bestehen.

Mit Blick auf den integrationspolitischen Ablauf muß festgestellt werden, daß zumindest die erste Gruppe der mittelosteuropäischen Bewerberländer 2004 beitreten soll. Ende 2003 müssen dann spätestens alle 42 Kapitel geschlossen worden sein, damit Zeit genug ist, die auf EU- Ebene gefertigten Verträge in den jeweiligen Ländern zu ratifizieren. Diesem Prozeß könnte von den Menschen allerdings ein Strich durch die Rechnung gemacht werden, da durch eine defizitäre Öffentlichkeit kein diskursiv geprüfter Konsens einer autochthonen Öffentlichkeit zustande gekommen ist, wodurch nicht das nötige Bewußtsein geschaffen werden konnte, welches als Motivation zur Vollendung dieses historischen Projekts notwendig ist. 

Um nicht mißverstanden zu werden, hier soll nicht für eine Einführung von Volksbefragungen plädiert werden, denn solch ein Instrument würde - mit Blick auf die momentan unsichere Öffentlichkeit - den Erweiterungsprozeß gefährden. Ebensowenig geht es um ein romantisch verklärtes Harmoniebedürfnis. Es geht, so banal das klingen mag, wie oben angesprochen, um Kommunikation, wobei besonderer Wert auf die Qualität gelegt werden sollte. Auf der Basis von ungesicherten Fakten werden zu schnell Situationen beurteilt, obwohl nicht mit den Menschen gesprochen wurde, um die es eigentliche geht. Deren essentielles Wissen um die eigentliche Situation sollte berücksichtigt werden, damit einerseits eine realistische Entscheidung getroffen werden kann, und diese Menschen andererseits in den Meinungsbildungsprozeß einbezogen werden. 

Das Prinzip der Subsidiarität sollte gerade auch im Zusammenhang mit Kommunikation ernst genommen werden. Interkultureller Kontakt, bzw. deren öffentliche Präsenz, besteht jedoch nur auf der "höchsten" Ebene. Nur dort scheinen die Fäden einigermaßen zusammenzulaufen. 

Doch auch auf den anderen Ebenen sollten die Menschen anfangen, miteinander zu reden, zu diskutieren. Dem Prinzip der Subsidiarität im Zusammenhang mit Kommunikation würde also eine interkulturelle Diskussion auf den verschiedenen Ebenen entsprechen, auch ohne direkte Beteiligung der EU- Ebene. Schließlich ist die EU nur für die Rahmenbedingungen zuständig, nicht für die unmittelbare Ausgestaltung.

An dieser Stelle setzen transnationale Organisationen ein, zu denen auch die JEF gehört. Um einen Dialog zu beginnen, könnte neben einem generellen Strukturwandel der europäischen Integration und der damit zusammenhängenden Öffentlichkeit folgendes versucht werden:

· Einen breiten, öffentlicher Dialog zwischen den Menschen der EU- Mitgliedsstaaten und den Menschen der jeweiligen Bewerberländer auf möglichst vielen Ebenen zu ermöglichen, um nicht nur die verschiedenen Wirtschaftssysteme, Gesellschaftsstrukturen, Agrarmärkte und Rechtssysteme einander näher zu bringen, sondern auch die Menschen. Wichtig sind nicht nur die jeweiligen Meinungen, sondern vor allem das Begreifen um die jeweilige Situation. 

· Daß aus dieser Kommunikation nicht immer ein Konsens hervorgeht, diese Option muß auch als "worst case scenario" einbezogen werden. Nichtsdestoweniger wird ein Bewußtsein für die Situation der jeweils Anderen eher zu einer Annäherung führen. Praktische Konsequenzen für die JEF könnten in diesem Zusammenhang unter anderem folgende sein:

· Steigerung der Öffentlichkeitsarbeit, Podiumsdiskussionen nicht nur mit EU- Verantwortlichen, sondern auch mit Menschen aus anderen Berufszweigen, und mit internationaler Besetzung, Effektivere Nutzung von Medien (Interviews im Treffpunkt, Diskussionsforen im Internet, Radio).

Um also dem Ziel eines diskursiv geprüften Konsens unter Einbeziehung möglichst aller Ebenen einen winzigen Schritt näher zu kommen, könnte die JEF versuchen, gerade mit Blick auf der EU- Osterweiterung Dialoge mit Hilfe der verschiedenen Medien anzukurbeln.
3.2. 

Tanja Denig

Die Vorbereitung der  Bevölkerung auf die EU-Erweiterung

1.  Fragestellung

Wie wird die Bevölkerung in den Mitgliedsstaaten der EU und den Staaten, die einen Beitritt anstreben, auf die Erweiterung vorbereitet? Ist diese Vorbereitung ausreichend? Wo gibt es noch Defizite und wie können diese behoben werden?

2.  Erläuterung

„Die Erweiterung der EU ist eine der wichtigsten Herausforderungen der EU an der Schwelle des 21.Jahrhunderts. Sie ist eine einzigartige historische Gelegenheit, die Integration des Kontinents mit friedlichen Mitteln voranzutreiben und einen Raum der Stabilität und des Wohlstands auf neue Mitglieder auszudehnen". Mit diesen und ähnlichen Äußerungen unterstreicht die Europäische Kommission in ihren Publikationen zur Erweiterung der EU die historische Bedeutung und Einzigartigkeit des Erweiterungsprozesses. Doch wird die enorme Bedeutung dieses Prozesses auch von der Bevölkerung, sowohl der Mitgliedsstaaten, als auch der Staaten, die einen Beitritt anstreben, erkannt? Wie tiefgreifend ist diese Erkenntnis und worauf gründet sie sich? Überwiegen ökonomische Überlegungen, die Idee einer gemeinsamen europäischen Kultur, einer Wertegemeinschaft oder andere Gründe? Und wie wird der Erweiterungsprozess bewertet?

3.  Empfehlung

· Sowohl in den Mitgliedsstaaten der EU, als auch in den Staaten, die einen Beitritt anstreben, muß ein Bewußstein für die gemeinsame europäische Geschichte geschaffen werden. Das Projekt eines europäischen Geschichtsbuches ist auf dem Weg zur Verwirklichung dieses Zieles ein begrüßenswerter, aber kleiner Schritt. Vor allem in den Bereichen Schule und Ausbildung müssen noch viele weitere Schritte folgen. Sowohl in die Lehrpläne der Schulen und Universitäten, als auch der Lehreraus- und Fortbildung muß dieses Thema Eingang finden.

· Das Wissen über die Länder Mittel- und Osteuropas ist auf westdeutscher Seite auch mehr als zehn Jahre nach der Wende immer noch erschreckend gering. Hier muß Abhilfe geschaffen werden, vor allem in den Bereichen Bildung und Medien. Auch die Informationsstellen der EU, die Landeszentralen für politische Bildung, die Bundeszentrale für politische Bildung etc. sind hier gefordert. Flyer, in denen die Beitrittskandidaten einzeln in knapper, aber ansprechender Form vorgestellt werden , wären hierzu (Evtl. in Verbindung mit einer Interesse weckenden Plakataktion?) ein geeignetes Mittel.

· Die Vorurteile und Ängste, die auf beiden Seiten bestehen, müssen thematisiert und möglichst mit klar formulierten und stichhaltigen Argumenten entkräftet werden.

· Die Attraktivität persönlicher Begegnungen, die im Rahmen des Schüler- und Studentenaustausches schon stattfinden, muß durch geeignete Maßnahmen (Warum nicht eine knackige Werbekampagne?) gesteigert und das Angebot auf weitere Kreise der Bevölkerung (z.B. Vereine) ausgeweitet werden.

3.3. 

Florentina Bodnari

Angst vor Souveränitätsverlust und vor einer europäischen Verfassung
I Fragestellung

Die Beitrittsländer wollen wirtschaftliche, politische und Sicherscheits-Vorteile gewinnen, aber sie haben Zweifel an der weiteren Integration Europas, z.B.: Angst vor Souveränitätsverlust und vor einer europäischen Verfassung. Wie werden die MOEL den Integrationsprozess der EU beeinflussen?

II Analyse

Im Konvent entscheiden nicht nur die EU-Mitglieder über die Zukunft Europas, sondern auch die Beitrittskandidaten können daran teilnehmen. Allerdings ist für Betrittsländer, wie auch für viele EU-Mitglieder, die EU eine Institution mit und zwischen Staaten. Besonders die drei baltischen Länder fürchten um ihre sogenannte „neue Souveränität“. So sagte die Präsidentin Lettlands, Vaira Vike-Freiberga: „Wir mussten sehr hart für unseren Nationalstaat kämpfen, um uns jetzt zu befreien“. Wenn die Souveränitätsfrage zur Sprache kommt, äußern viele in den Beitrittsländern diese Bedenken. Konzepte wie Union, Föderation, Souveränitätstransfer sind für die mittel- und osteuropäischen Länder nicht selten wie das „F-Wort“ für Großbritannien. Polen sieht in einer potentiellen Föderation einen „Superstaat“, einen „Sprung ins Dunkle“ und einen „bürokratischen Moloch“. Marek Waldenberg von der Jagiellonen Universität in Krakau sagte: „Ich wünsche mir ein vereinigtes Europa, aber ich bleibe aufs engste mit meinem Volk verbunden. Europa zu schaffen, bedeutet nicht, daß sich Frankreich oder irgendein anderes europäisches Volk aufgibt – das ist meine politische Überzeugung“. In einigen Beitrittsländern herrscht auch die Auffassung, dass die Reform der EU nicht eine Voraussetzung für die Erweiterung sein muß, wie der Außenminister Ungarns, Janos Martonyi, zum Anlass der Eröffnung des Konvents gesagt hat. Gleichzeitig denken 67% der Polen, daß bei einer Mitgliedschaft Polens in der EU die polnischen Staatsbürger „EU-Bürger zweiter Klasse“ sein werden.

Woher dieser Affront gegen den Föderalismus und die Abgabe von Souveränitätsrechten auf eine europäische Ebene? Holen die mittel- und osteuropäischen Staaten ihre Nationenbildung nach, wie oftmals vermutet wird? Sind sie gar nationalistischer als der Westen Europas? Die Emphase mit der auf der nationalen Souveränität beharrt und eine föderalistische Verfassung der EU skeptisch beäugt wird, verwundert angesichts der langen mittelosteuropäischen Tradition an Überlegungen und Versuchen, übernationale politische Einheiten zu schaffen.

Einer der Gründe für die Föderalismusskepsis liegt sicher in der „sowjetischen Erfahrung“. Die Baltischen Länder sagen: „Wir waren schon in einer Föderation, die UdSSR. Wir wissen wie es dort war. Deshalb wollen wir keine Föderation“. Die Loslösung vom Sozialismus und der Dominanz der Sowjetunion lief nicht zuletzt unter dem Motto der „Rückgewinnung“ der nationalen Souveränität. Es sind also die konkreten historischen und politischen Bedingungen, die in den ost- und mitteleuropäischen Staaten zu der oben skizzierten Position führten. Sie lässt sich daher sicher nicht einfach als „nationalistisches Gedöns“ kurz vor Toresschluss, d.h. dem Beitritt zur EU, abtun, noch ist sie unveränderlicher „nationaler Charakterzug“. 

III Vorschläge 

Die EU, respektive der Beitritt zu ihr, ist der Weg und das Ziel der Erfahrung eines neuen, eines anderen Föderalismus. Sie, eine föderal verfasste EU, ist die Lösung, nicht das Problem.

Die EU bedeutet nicht der Souveränitätsverlust, sondern eine Frage der „pool and cede sovereignty“. Die EU gründet auf der Souveränität der Mitgliedsländer, die ihre Souveränität begrenzt haben und die EU trägt zu der „refondation“ dieser Souveränität bei.

3.4. 

Michael Gold
Europäische Agrarpolitik in den MOE

In wirtschaftlicher Hinsicht ist die Osterweiterung in überwiegendem Maße eine Agrarerweiterung und betrifft somit den am weitesten integrierten Politikbereich der EU: Durch den Beitritt der zehn MOEL vergrößert sich das Agrarpotential der EU erheblich. Die landwirtschaftliche Nutzfläche würde um rund 60 Mio. Hektar auf fast 200 Mio. Hektar vergrößern werden. Der Anteil der in der Landwirtschaft tätigen Erwerbsbevölkerung würde sich verdoppeln. Sie beträgt derzeit in der EU rund 8,2 Mio. (= 5, 7 %) und in den MOEL 9,5 Mio. (= rund 27 %). Der Anteil des Agrarmarktes am BIP macht in der EU derzeit rund 2,5 % aus, in den MOEL knapp 8 %. Die Agrarpreise in den MOEL sind derzeit erheblich niedriger als in der EU (ca. 50 - 70 % des EU-Niveaus, und somit in der Nähe der Weltmarktpreise). Die Frage ist, ob die EU ihr staatsinterventionistisches Agrarpreissystem auf die MOEL übertragen soll?

Beim Beitritt und der Übernahme der jetzigen GAP-Regelungen würden sich die Preise in den MOEL zum Teil erheblich erhöhen und dadurch ein beträchtlicher Produktionsanreiz entstehen. Dies würde zu Überproduktion bei gleichzeitigem Rückgang der Binnennachfrage führen. Dies hätte folgende Auswirkungen: Einerseits würde ein rigoroser Wettbewerb mit den bisherigen Mitgliedstaaten entfacht werden, da die MOEL in diese Märkte drängen würden. Und andererseits wäre die EU verpflichtet, die Überschussproduktion zu garantierten Preisen aufzukaufen. Dies würde zu einer Sprengung des EU-Agrarhaushaltes führen. Laut Schätzungen von EU-Agrarkommissars Fischler würde dies 20 Mrd. DM zusätzliche Kosten bei einer unveränderter Agrarpolitik bedeuten (vgl. Die Zeit: 1996). Dies wäre mit der Agrarleitlinie nicht vereinbar. Sie beschränkt das Anwachsen der Ausgaben für Agrarmarktpolitik auf das 0,74fache des Sozialproduktes der EU pro Jahr. Die neuen Agrar-Überschüsse könnten zudem nicht auf dem Weltmarkt abgesetzt werden.  

Eine Absenkung der EU-internen Agrarpreise in Richtung Weltmarktniveau ist somit unumgänglich. Damit würden die MOEL einen Wettbewerbsvorteil gegenüber die EU-15 aufweisen, in denen die Bedeutung des Agrarsektors als nachrangig bewertet werden kann. Ausgleichszahlungen an die Bauern der EU-15 können gemäß des Gleichheitsgebotes nicht gezahlt werden, da diese sonst gegenüber Bauern in den EU-15 bessergestellt sein würden. Der Wettbewerb würde verzerrt werden. Ferner ermöglichten Ausgleichszahlungen an die Bauern der MOE eine Verschiebung der Sozialstruktur, da Bauern grundsätzlich höhere Einkommen erzielen würden, was soziale Spannungen hervorrufen könnte. Es wäre also sowohl aus wirtschaftlichen als auch aus politischen Gründen fragwürdig, solche Zahlungen an die Landwirte der MOEL zu leisten.

Für die EU-15 sollten Reformen eingeleitet werden, die zu einer Trennung von Zahlungen an die Bauern und der Produktion führen müssen. Das Ziel sollte es sein, die Agrarpolitik subsidiär zu gestalten. Die Subventionierung der Agrarwirtschaft sollte abgeschafft und zu Gunsten der Förderung einer marktfreundlichen sowie ökologischen Politik umgestaltet werden. Allerdings besteht die Gefahr, dass die bisherigen Nutznießer der GAP sich zu einer "Vetokoalition" zusammenschließen und versuchen, die Osterweiterung zu blockieren. Ist die EU aber daran interessiert, die Glaubwürdigkeit ihrer Osteuropapolitik aufrechtzuerhalten, müssen Reformen durchgeführt werden. Der Beitritt der MOEL darf nicht aus Gründen der Kostenvermeidung möglichst lange hinausgezögert werden. Es gilt das Missverhältnis zwischen den hohen Anforderungen der EU gegenüber den Beitrittskandidaten und ihrer eigenen Anpassungsfähigkeit auszugleichen. Durch die Erweiterung wird die EU heterogener und es ist fraglich, ob ein zentraler Grundsatz der europäischen Integration, "der einheitliche Charakter des Besitzstandes", aufrecht erhalten werden kann. „Besitzstandswahrung“ darf nicht als Status-quo- und Interessenklientelismus missbraucht werden!

3.5.

Florentina Bodnari

Was folgt auf die anstehende Erweiterung der Europäischen Union?

Die bevorstehende Erweiterung stellt nicht nur für Mitglieder und die derzeitigen Beitrittsländer eine Herausforderung dar. Für die künftigen direkten Nachbarn, deren Beitritt auf absehbare Zeit ausgeschlossen wurde, ist es ebenso bedeutsam was wird mit diesen „Outsider-Staaten“ passieren? Welche sind die Grenzen der Erweiterung? Die Grenzen Europas, wenn sie überhaupt existieren, sagen wenig über die Grenzen der Erweiterungsfähigkeit der EU. Die Grenzen Europas unterscheiden sich von den Grenzen der EU. Sie sind verschiedenartig. Während des kaltes Krieges war es ganz klar, Europa war dort wo die UdSSR nicht war. Ist Russland oder Türkei Europa? Und die Balkanstaaten? Die Europäer innerhalb der EU haben nicht mehr gegen einander Kriege geführt. Zwischen 1800-1950 hatten sie vier Jahre lange Kriege jedes 13 Jahr. Europa kann als geographischer, kultureller oder historisch-politischer Raum begriffen werden, aber hat keine eindeutigen Grenzen. Das christliche Europa und das Europa der Aufklärung umfasst nicht den gleichen Raum. Die historischen Räume Europas haben sich immer wieder verändert und verschoben. Diese Veränderungen haben auch die Definition der Grenzen Europas beeinflusst. Als ein politisches Projekt bewegt sich die EU in einem Widerspruch zwischen grundsätzlicher Offenheit und notwendiger Begrenzung. Aber die EU hat noch nicht ihre Grenzen endgültig definiert. Artikel 49 des EU-Vertrags von Maastricht sagt: „Jeder europäische Staat, der die in Artikel 6 genannten Grundsätze achtet, kann beantragen, Mitglied der Union zu werden“. Aber was: „Jeder europäische Staat“ bedeutet, was ein europäischer Staat ist, sagt dieser Artikel nicht. Artikel 6 sagt: „Der Union beruht auf den Grenzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam“. Ob sich ein Staat als zu Europa gehörig betrachtet oder nicht, ist eine Frage seiner eigenen Orientierung und Selbstdefinition und nicht unbedingt seiner Mitgliedschaft in der EU. Auf jeden Fall entscheiden die Mitglieder der EU über jede neue Mitgliedschaft im Konsensus nach ihren gemeinsamen Kriterien und Interessen. So wurde 1987 der Antrag Marokkos auf Mitgliedschaft abgelehnt, mit der Begründung es sei kein europäischer Staat. Die Türkei hingegen ist seit der Tagung des Europäischen Rates 1999 in Helsinki offizieller Beitrittskandidat. 

Die grenzen der EU werden keine Blockgrenzen sein, nicht im Osten, nicht im Süden und natürlich nicht im Westen. Die Erweiterungsliste ist festgelegt, aber was folgt auf diese Erweiterung? Was passiert mit den Länder wie Moldova, der Ukraine, Georgien und auch Weißrussland, die zu Europa gehören, aber nicht auf der Erweiterungsliste stehen? Was wird aus der erfolgreichen Zusammenarbeit an den Grenzen zu den künftigen EU-Mitgliedstaaten, wenn diese Schengenvorschriften einhalten müssen? Moldova, die Ukraine, Georgien und Weißrussland gehören zur Zeit zur GUS. Die Gründung der Gemeinschaft der Unabhängigen Staaten (GUS) erfolgte 1991 vor dem Zusammenbruch der UdSSR als geopolitische Einheit und als Subjekt des internationales Rechtes. Es bedeutete das Verschwinden der UdSSR, als dem Akteur der wirtschaftlichen, globalen und regionalen Szene, gekennzeichnet von Unsicherheit und tiefgreifender Instabilität. Die Euphorie die das Ende des kommunistisches Regimes und der sowjetische Vormundschaft hervorgerufen hatte, wurde zum Teil durch ein Gefühl der Krise und Frustration ersetzt. Es wäre ein Fehler zu denken, dass das politische, wirtschaftliche, militärische und auch ideologische „Gewischt“ der UdSSR von den 15 neuen regionalen Akteure unabhängig oder unter einer weichen Struktur wie es die 12 die GUS hat absorbiert werden konnte. Die GUS hat von Anfang die Aufgabe die wirtschaftliche Verhältnisse zwischen den ehemaligen sowjetischen Republiken zu definieren, aber die schwachen Institutionen und das Fehlen der realen Gewalt machen den Vertrag praktisch wirkungslos. Die Frage ist, warum weiterhin an der schwachen GUS festgehalten wird. Es ist das Minimum der Kohäsion zwischen 12 Republiken mit ihren 293 Millionen Einwohnern, die trotzt der militärischen, politischen und wirtschaftlichen Probleme, eine Existenz rechtfertigt. Die GUS will eine Organisation wie die EU sein, mit alle Institutionen die sie hat. Doch hat sie keine Freihandelszone, keine Währungsunion. In Zukunft wird sie nur eine geringe Chance haben mit so viel Unprofessionalität und Unordnung, die sie heute hat, zu überleben. Außerdem argwöhnen die 11 Staaten, dass Russland seine Vorherrschaft nur sichern und ausbauen will. So war es in der Vergangenheit und wird es in naher Zukunft bleiben. Diese drei Länder haben eine Identitätskrise, sie fühlen, dass sie zu niemanden gehören und nach einer Orientierung zwischen Ost und West suchen.     

